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B-Plan Deutz Areal in K-Mülheim / Nachtrag zur Ämterbeteiligung 
hier:  Lärmschutz (Verkehr)   

Entwurf der schalltechnischen Untersuchung B1510047-01(1)_ver29Aug2019  
der ADU Cologne GmbH vom 29.08.2019 (Teil Verkehr) 

 
 
Sehr geehrter Herr Dinter, 
sehr geehrter Herr Sitzmann, 
 
die schalltechnische Untersuchung wurde überarbeitet und weicht daher von der in der 
Ämterbeteiligung vorgelegten Entwurfsfassung ab. Die am 13.09.2019 vom Gutachter mit E-
Mail vorgelegte schalltechnische Untersuchung B1510047-01(1)_ver29Aug2019 der ADU 
Cologne GmbH vom 29.08.2019 / Teil Verkehr (Entwurf) ist plausibel, vollständig und 
nachvollziehbar. 
 
Der geplante Neubau von Straßen - insbesondere der Neubau der Planstraße A zwischen 
Deutz Mülheimer Straße und Bergischem Ring einschließlich der durch die 
Funktionsänderung als Neubau zu bewertenden Sackgasse gegenüber der Einmündung 
Auenweg - wird an bestehenden Gebäuden innerhalb und außerhalb des Plangebiets 
(Deutz-Mülheimer-Straße, Kalk-Mülheimer Straße, Rendsburger Platz und Bergischer Ring) 
voraussichtlich einen Anspruch auf Schallschutzmaßnahmen gemäß 
Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV) auslösen. Im späteren Straßenbauverfahren 
sind die möglichen Ansprüche über eine detaillierte schalltechnische Untersuchung zu 
ermitteln. Das Amt für Straßen und Verkehrsentwicklung ist über diesen Sachverhalt zu 
informieren.  
 
Unter der textlichen Festsetzung Nummer 7.1 Schutz vor Lärmimmissionen sollte eingefügt 
werden, dass entlang des Schienenwegs der Deutschen Bahn AG in den 
schienenzugewandten und seitlichen Fassaden des MU 1.5, MU 1.6, MU 1.6.1 sowie MU 2.3 
bis 2.6 Fenster von Schlaf- und Kinderzimmern ausgeschlossen sind. Außerdem sollte 
eingefügt werden, dass im WA 4 am Bergischen Ring in den straßenzugewandten und 
seitlichen Fassaden Fenster von Aufenthaltsräumen ausgeschlossen sind.  
 
Im Übrigen sind die „maßgeblichen Außenlärmpegel“ gemäß DIN 4109 in der Fassung 
Januar 2018 festzusetzen. 
 
Zur Öffnungsklausel, die lautet: „Die Minderung der zu treffenden Schallschutzmaßnahmen 
ist im Einzelfall zulässig, wenn im bauordnungsrechtlichen Verfahren anhand einer 
schalltechnischen Untersuchung niedrigere LPB an einzelnen Gebäudeteilen oder 
Geschossebenen nachgewiesen werden.“ möchte ich folgendes anmerken: 

 
Diese Öffnungsklausel war bis zur Einführung der DIN 4109 in der Fassung Januar 
2018 eine gute Möglichkeit (ohne Befreiungsantrag) von den Festsetzungen der LPB 
abzuweichen. 
Für das Bebauungsplanverfahren haben das Stadtplanungsamt und das Umwelt- und 
Verbraucherschutzamt Anfang des Jahres abgestimmt, zur Vereinfachung weiterhin 
den baulichen Schallschutz - neuerdings den „maßgeblichen Außenlärmpegel“ - in 5 
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dB-Schritten festzulegen. Diese 5 dB-Schritte des „maßgeblichen Außenlärmpegels“ 
wurden vom Stadtplanungsamt in Nachgang der Abstimmung als LPB bezeichnet. 
Nun wird im späteren bauordnungsrechtlichen Verfahren jedoch das 
Bauschalldämmmaß nicht mehr in 5 dB-Schritten zu bemessen sein, sondern in 1 dB-
Schritten.  
Die Öffnungsklausel gestattet dem Antragsteller jedoch nur vom LPB abzuweichen, 
wenn ein geringerer LPB nachgewiesen wird, also nur in 5 dB-Schritten (siehe Ihre 
tabellarische Zuordnung, in der der LPB in 5 dB-Schritten definiert ist).  
So wie ich die Öffnungsklausel lese, kann im bauordnungsrechtlichen Verfahren nicht 
vom LPB (der eigentlich ein „maßgeblichen Außenlärmpegel“ ist) um 1 dB, 2 dB, 3 dB 
usw. abgewichen werden, sondern immer nur um eine ganze LPB-Stufe, also um 5 
dB. 
Für Abweichungen vom LPB (der eigentlich ein „maßgeblicher Außenlärmpegel“ ist) 
um 1 dB, 2 dB, 3 dB usw. könnte ein Befreiungsantrag notwendig werden. 
Da ein möglicherweise erforderlicher Befreiungsantrag für jeden einzelnen Bauantrag 
nicht nur beim Antragsteller sondern auch bei den beteiligten Fachämtern einen 
hohen Bearbeitungs- und Prüfaufwand nach sich ziehen würde , rege ich an, diese 
Fragestellung in Ihrem Hause mit einem Juristen / einer Juristin noch mal zu 
besprechen.  
Hierzu empfehle ich zu prüfen, ob die Formulierung zur Öffnungsklausel leicht 
ergänzt eventuell so lauten könnte: 
Die Minderung der zu treffenden Schallschutzmaßnahmen ist im Einzelfall zulässig, 
wenn im bauordnungsrechtlichen Verfahren anhand einer schalltechnischen 
Untersuchung niedrigere LPB bzw. niedrigere „maßgebliche Außenlärmpegel“ an 
einzelnen Gebäudeteilen oder Geschossebenen nachgewiesen werden. 
 

Außerdem bitte ich zu prüfen, inwieweit der „Bauschutzbereich des Flughafens Köln/Bonn“ 
unter Nummer 4 Lärm der Hinweise richtig platziert ist. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Gez. Feldmann 
 


